
wäre, daß die Schwere des Disziplinverstoßes und der 
Grad des Verschuldens die Hauptkriterien für die Diffe­
renzierung der materiellen Verantwortlichkeit seien — 
die volle Ausschöpfung des monatlichen Tariflohns in 
der vorliegenden Sache nicht geboten gewesen ist 
Eine Inanspruchnahme des Verklagten in Höhe eines 
monatlichen Tariflohns war aber auch angesichts der 
Höhe des verursachten Schadens nicht angebracht. Die 
Annahme des Bezirksgerichts, daß es nur glücklichen 
Umständen zu verdanken sei, daß der Schaden in einem 
begrenzten Umfang geblieben ist, zieht nicht genügend 
in Betracht, daß in der vorliegenden Sache auch ein vom 
Verklagten beeinflußtes Verhalten den Umfang des 
Schadens in Grenzen hielt. Die von einer relativ gerin­
gen Geschwindigkeit abhängige Wucht des Aufpralls 
hatte gesetzmäßig auch einen geringeren Schaden zur 
Folge. Überdies liegt hier nicht ein solch hoher Schaden 
vor, der bei der Festsetzung der materiellen Verant­
wortlichkeit auf maximal einen monatlichen Tariflohn 
bei weitem nicht ersetzt werden kann, so daß sich unter 
Beachtung der von der 10. Plenartagung des Obersten 
Gerichts ausgehenden Orientierung auch dieserhalb nicht 
eine Differenzierung unterhalb eines monatlichen Tarif­
lohns verbot.
Ließen es somit schon die Höhe des Schadens und die 
Schwere des Pflichtenverstoßes einschließlich des Grades 
der Schuld als in der Gesamtheit aller Umstände ge­
mäß § 113 Abs. 4 i. V. m. § 109 Abs. 2 GBA besonders zu 
berücksichtigende Faktoren zu, eine Differenzierung der 
materiellen Verantwortlichkeit unterhalb eines monat­
lichen Tariflohns vorzunehmen, so kommt schließlich 
hinzu, daß auch das bisherige Verhalten des Verklag­
ten als Berufskraftfahrer und seine sachbezogenen Ar­
beitsleistungen als weitere Elemente in der Gesamtheit 
aller Umstände nicht gänzlich für die Differenzierung 
hätten außer acht bleiben dürfen. Solche Fakten, daß. 
der Verklagte, seit 1962 als Berufskraftfahrer tätig, erst­
malig einen Verkehrsunfall verursachte, wiederholt als 
Aktivist der sozialistischen Arbeit und als Mitglied eines 
„Kollektivs der sozialistischen Arbeit“ ausgezeichnet 
wurde und positiv in der Neuererbewegung in Erschei­
nung getreten ist,.sind durchaus geeignet, Einfluß auf 
die Differenzierung seiner materiellen Verantwortlich­
keit zu haben.
Im Ergebnis all dessen zeigt sich, daß eine über den 
durch die Konfliktkommission festgesetzten Betrag 
(250 M) hinausgehende materielle Verantwortlichkeit des 
Verklagten nicht gerechtfertigt war. Seine Verurteilung 
zur Schadenersatzleistung in Höhe eines monatlichen 
Tariflohns verletzt die Grundsätze einer gerechten Dif­
ferenzierung und damit das Gesetz durch fehlerhafte 
Anwendung der §§ 113 Abs. 1 und 4, 109 Abs. 2 GBA. 
Das Kreisgericht hätte deshalb den Einspruch des 
Staatsanwalts als unbegründet zurückweisen bzw. das 
Bezirksgericht auf den Einspruch (Berufung) des Ver­
klagten eine der Gesetzlichkeit entsprechende Entschei­
dung herbeiführen müssen. Dieser Mangel war nunmehr 
durch den Senat im Wege der Selbstentscheidung auf 
der Grundlage des von den Vordergerichten ausreichend 
aufgeklärten Sachverhalts zu beseitigen.
Entsprechend dem Kassationsantrag war das Urteil des 
Bezirksgerichts aufzuheben. Gleichzeitig war auf den 
Einspruch (Berufung) des Verklagten das Urteil des 
Kreisgerichts zu ändern und der Einspruch des Staats­
anwalts gegen den Beschluß der Konfliktkommission als 
unbegründet zurückzuweisen.

A n m e r k u n g  :
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